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 Förderung  der  beruflichen  Mobilität  von  ausbildungsinteressierten  Jugendlichen
 und arbeitslosen jungen Fachkräften aus der Europäischen Union

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Im  Zuge  der  Debatte  über  die  hohe  Jugendarbeitslosigkeit  in  Südeuropa  hat
 das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  das  Förderprogramm  „Mobi-
 Pro-EU“  initiiert.  Damit  sollen  ausbildungsinteressierte  Jugendliche  und  ar-
 beitslose  Fachkräfte  bei  der  Vermittlung  in  eine  betriebliche  Berufsausbildung
 oder  qualifizierte  Beschäftigung  unterstützt  werden.  Allerdings  muss  die  Aus-
 bildung  bzw.  Beschäftigung  ausschließlich  in  einem  so  genannten  Engpass-
 bzw.  Mangelberuf  erfolgen.  Interessierte  Arbeitgeber  haben  bisher  400  Aus-
 bildungsstellen  zur  Verfügung  gestellt.  Das  Programm  ist  für  den  Zeitraum
 von  2013  bis  2016  angelegt  und  umfasst  Mittel  in  Höhe  von  insgesamt
 139  Mio.  Euro.  Darin  enthalten  sind  unter  anderem  Leistungen  für  Deutsch-
 sprachkurse,  Reisekosten  sowie  Leistungen  zur  Sicherung  des  Lebensunter-
 haltes.

 1.  Wie  viele  Anträge  auf  Förderung  gemäß  dem  Programm  „MobiPro-EU“
 sind  seit  Beginn  des  Förderzeitraums  gestellt  worden  (bitte  Antragstellende
 aufschlüsseln  nach  Geschlecht,  Herkunftsland,  ggf.  beruflichen  Qualifika-
 tionen und vermittelten Berufszweig)?

 Zum  Stichtag  28.  März  2013  wurden  von  247  Antragstellerinnen  und  Antrag-
 stellern  insgesamt  457  Anträge  zum  Förderprogramm  „MobiPro-EU“  bei  der
 Zentralen  Auslands-  und  Fachvermittlung  der  Bundesagentur  für  Arbeit  einge-
 reicht.  Die  gewünschte  Aufschlüsselung  nach  Geschlecht,  Herkunftsland  und
 beruflicher  Qualifikation  ist  derzeit  noch  nicht  möglich.  Hierzu  werden  zurzeit
 eine Datenerfassung und eine Datenbank entwickelt.

 Eine  Aufschlüsselung  nach  Zielgruppe  (Fachkräfte  und  Auszubildende)  und
 Förderantragsart ergibt sich aus den Tabellen 1 und 2.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Arbeit  und  Soziales  vom
 9.  April 2013 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Tabelle 1: Fachkräfte

 Tabelle 2: Auszubildende

 2.  Wie  viele  Anträge  auf  Förderung  gemäß  dem  Programm  „MobiPro-EU“
 sind  seit  Beginn  des  Förderzeitraums  bewilligt  worden  (bitte  Antrag-
 stellende  aufschlüsseln  nach  Geschlecht,  Herkunftsland,  ggf.  beruflichen
 Qualifikationen und vermittelten Berufszweig)?

 Zum  Stichtag  28.  März  2013  wurden  125  Anträge  bewilligt  und  20  Anträge
 abgelehnt.  312  Anträge  befinden  sich  in  Bearbeitung.  Im  Übrigen  wird  auf  die
 Antwort zu Frage 1 verwiesen.

 3.  Welche  Tendenz  bzw.  Erwartungshaltung  leitet  die  Bundesregierung  aus
 den vorliegenden Antragszahlen für das Programm „MobiPro-EU“ ab?

 Das  Sonderprogramm  MobiPro-EU  verfügt  über  eine  Webseite  (www.
 thejobofmylife.de),  die  seit  ihrem  Start  Anfang  Februar  2013  über  111  000  Besu-
 cher  zu  verzeichnen  hat.  Jeweils  ein  Drittel  der  Nutzer  kam  aus  Spanien  und  Por-
 tugal.  Dies  zeigt,  dass  das  Interesse  insbesondere  bei  Jugendlichen  und  jungen
 Erwachsenen  aus  Südeuropa  sehr  hoch  ist.  Darüber  hinaus  gibt  es  bereits  mit  den
 spanischen  und  italienischen  Partnern  im  Rahmen  des  Sonderprogramms  eine
 enge  Zusammenarbeit.  Weitere  bilaterale  Kooperationen  der  Arbeitsverwaltun-
 gen  sind  in  Vorbereitung  bzw.  geplant.

 Art der Leistung  Anzahl der Anträge

 Sprache Herkunftsland  36

 Reisekosten Bewerbungsgespräch  56

 Reisekosten Arbeitsaufnahme  9

 Anerkennungsverfahren  3

 Sprache Deutschland  21

 Gesamt  125

 Art der Leistung  Anzahl der Anträge

 Sprache Herkunftsland  101

 Reisekosten Bewerbungsgespräch  2

 Reisekosten Anreise Praktikum  78

 Reisekosten Rückreise Praktikum  45

 Reisekosten Ausbildungsaufnahme  1

 Reisekosten Abbruch Ausbildung  1

 Sprache Vollzeit Praktikum  0

 Sprache praktikumsbegleitend  59

 ausbildungsbegleitende Hilfen – Sprache  1

 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts –
 Praktikum  40

 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts –
 Ausbildung  4

 ausbildungsbegleitende Hilfen –
 sozialpädagogische Begleitung  0

 Gesamt  332
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Bedingt  durch  die  hohen  (Jugend-)Arbeitslosenzahlen  in  einigen  EU-Mitglied-
 staaten,  deren  Arbeitsmärkte  durch  die  Finanz-  und  Wirtschaftskrise  besonders
 hart  getroffen  sind,  geht  die  Bundesregierung  auch  weiterhin  von  einem  großen
 Interesse  an  Fördermöglichkeiten  zur  Unterstützung  der  beruflichen  Mobilität
 bei jungen Menschen aus diesen Ländern aus.

 4.  In  welchem  Zusammenhang  steht  das  Programm  „MobiPro-EU“  mit  ande-
 ren  Initiativen  und  Maßnahmen  zur  Umsetzung  der  von  der  Europäischen
 Kommission empfohlenen Jugendgarantie?

 Neben  der  Umsetzung  der  Empfehlung  der  Jugendgarantie  in  Deutschland  un-
 terstützt  die  Bundesregierung  auch  andere  EU-Mitgliedstaaten  bei  der  Umset-
 zung  der  Jugendgarantie.  Die  Bundesregierung  verfolgt  durch  Aktivitäten  auf
 nationaler  Ebene,  wie  dem  Programm  MobiPro-EU,  das  Ziel,  die  Mobilität  in-
 nerhalb  Europas  zu  erleichtern  und  dadurch  jungen  Menschen  in  Europa  eine
 berufliche  Perspektive  zu  ermöglichen.  Sie  unterstützt  zudem  Maßnahmen  auf
 EU-Ebene  zur  Verbesserung  der  Beschäftigungslage  in  Europa  und  den  Aus-
 tausch  im  Rahmen  der  bilateralen  Zusammenarbeit  im  Bereich  der  Jugend-
 beschäftigungsförderung mit einzelnen Mitgliedstaaten.

 5.  Erachtet  die  Bundesregierung  das  Programm  „MobiPro-EU“  als  ein  geeig-
 netes  Instrument,  um  die  Mobilität  junger  Menschen  aus  von  hoher
 Jugendarbeitslosigkeit betroffenen Ländern zu erhöhen (bitte begründen)?

 6.  Erachtet  die  Bundesregierung  das  Programm  „MobiPro-EU“  als  ein  ge-
 eignetes  Instrument,  um  den  Fachkräftebedarf  in  den  Engpass-  und  Man-
 gelberufen in Deutschland zu befriedigen (bitte begründen)?

 Das  Sonderprogramm  des  Bundesministeriums  für  Arbeit  und  Soziales  Mobi-
 Pro-EU  ergänzt  bereits  bestehende  Instrumente  zur  Förderung  der  beruflichen
 Mobilität  in  der  EU  und  zur  Sicherung  der  Fachkräftebasis  in  Deutschland.  Es
 ist  Ausdruck  der  Solidarität  mit  den  EU-Staaten,  die  eine  sehr  hohe  Jugendar-
 beitslosigkeit  haben  und  bietet  jungen  Menschen  aus  diesen  Ländern  eine  zu-
 kunftsorientierte  berufliche  Perspektive.  Sie  werden  bei  der  Vermittlung  in  eine
 vakante  betriebliche  Ausbildungsstelle  oder  in  eine  qualifizierte  Beschäftigung
 in  einem  Engpass-  bzw.  Mangelberuf  in  Deutschland  durch  die  Zentrale  Aus-
 lands-  und  Fachvermittlung  der  Bundesagentur  für  Arbeit  unterstützt.  Dies  wird
 flankiert  durch  modulare  Förderbausteine,  die  die  Verwirklichung  der  garantier-
 ten  Freizügigkeit  innerhalb  der  EU  ermöglichen  sollen.  Mit  den  Förderinstru-
 menten  des  Sonderprogramms  sollen  sprachliche  Hemmnisse  und  vorherseh-
 bare  Schwierigkeiten,  die  den  Rekrutierungs-  und  Einstellungsprozess  in
 Deutschland  beeinträchtigen  können,  beseitigt  werden.  Mit  der  Förderung  der
 deutschen  Sprache  sowohl  im  Herkunftsland  als  auch  in  Deutschland  wird  ver-
 sucht, ein entscheidendes Mobilitätshemmnis nach Deutschland abzubauen.

 MobiPro-EU  ist  gelebte  Willkommenskultur  und  eingebettet  in  das  Fachkräfte-
 sicherungskonzept  der  Bundesregierung.  Die  Förderung  der  Zuwanderung  von
 qualifizierten  Fachkräften  ist  Teil  der  Gesamtstrategie  zur  Fachkräftesicherung.

 7.  Erachtet  die  Bundesregierung  die  ausschließliche  Vermittlung  in  Engpass-
 und  Mangelberufe  als  vereinbar  mit  den  Interessen,  Fähigkeiten  und
 Kenntnissen junger Menschen?

 Das  Sonderprogramm  MobiPro-EU  soll  einerseits  einen  Beitrag  gegen  die
 Jugendarbeitslosigkeit  in  der  EU  und  andererseits  einen  Beitrag  zur  Fachkräfte-
 sicherung  in  Deutschland  leisten.  Dabei  zielen  die  Förderleistungen  des  Pro-
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gramms  auf  die  Unterstützung  einer  erfolgreichen  Vermittlung  in  betriebliche
 Ausbildung oder in qualifizierte Beschäftigung in Deutschland.

 Die  Einschränkung  der  Förderung  bei  der  Vermittlung  in  Engpassberufe  bezieht
 sich  ausschließlich  auf  die  qualifizierte  Beschäftigung  in  Deutschland,  d.  h.  auf
 junge  Fachkräfte.  Hierbei  finden  besonders  die  Lagen  und  Bedarfe  der  jewei-
 ligen  Arbeitsmärkte  Berücksichtigung.  Dies  bedeutet,  dass  weder  Personen  aus
 qualifizierter  Beschäftigung  in  den  Herkunftsländern  abgeworben  werden  sol-
 len,  (daher  das  Erfordernis  der  Arbeitslosigkeit  im  Herkunftsland),  noch  inlän-
 dische  Bewerber  vom  Arbeitsmarkt  verdrängt  werden  sollen  (nur  Engpassbe-
 rufe). Grundlage ist die Engpassanalyse der Bundesagentur für Arbeit.

 Die  Förderung  der  Aufnahme  einer  betrieblichen  Berufsausbildung  in  Deutsch-
 land  mit  Programmmitteln  ist  dann  möglich,  wenn  es  sich  um  eine  betriebliche
 Erstausbildung  in  Deutschland  in  einem  staatlich  anerkannten  Ausbildungsbe-
 ruf  handelt.  Grundlage  für  die  Festlegung  der  förderfähigen  betrieblichen  Be-
 rufsausbildungen  sind  die  Regelungen  der  §§  56  ff.  des  Dritten  Buches  Sozial-
 gesetzbuch  (SGB  III)  zur  Berufsausbildungsbeihilfe.  Hier  ist  keine  Einschrän-
 kung auf Engpass- und Mangelberufe vorgesehen.

 Als  anerkannter  Ausbildungsberuf  werden  Ausbildungsgänge  bezeichnet,  die
 auf  der  Grundlage  von  §§  4  und  5  des  Berufsbildungsgesetzes  (BBiG)  bzw.
 §§  25  und  26  der  Handwerksordnung  (HwO)  durch  Ausbildungsordnungen
 bundeseinheitlich  geregelt  sind.  Auch  die  Berufsausbildung  im  Rahmen  eines
 Berufsausbildungsvertrages  in  der  Seeschifffahrt  aufgrund  der  Verordnung  über
 die  Berufsausbildung  zum  Schiffsmechaniker  und  über  den  Erwerb  des  Schiffs-
 mechanikerbriefes  und  die  betrieblich  durchgeführten  Ausbildungen  nach  dem
 Altenpflegegesetz  sind  förderfähig,  wenn  der  dafür  vorgeschriebene  Berufsaus-
 bildungsvertrag  abgeschlossen  wurde  und  eine  Eintragung  ins  Ausbildungsver-
 zeichnis erfolgt ist.

 8.  In  welchen  Ausbildungsberufen  werden  die  im  Rahmen  der  European
 Youth  Conference  von  der  Bundesagentur  für  Arbeit  (BA)  mit  Arbeiterge-
 bern  vereinbarten  400  Ausbildungsplätze  zur  Verfügung  gestellt,  und  wer-
 den  zusätzlich  zu  den  bereits  vereinbarten  400  Stellen  weitere  Berufsaus-
 bildungsstellen bzw. Arbeitsplätze eingeworben?

 Wenn ja, wie viele und in welchen Bereichen?

 Wenn nein, warum nicht?

 Im  Rahmen  der  Jugendkonferenz  wurden  der  Zentralen  Auslands-  und  Fachver-
 mittlung  der  Bundesagentur  für  Arbeit  277  offene  Ausbildungsstellen  gemeldet.
 Darüber  hinaus  wurden  1  115  zusätzliche  offene  Ausbildungsstellen  eingewor-
 ben.

 Tabelle 3: Aufteilung der Ausbildungsstellen nach Branchen

 Landwirtschaft  9

 Bau  102

 Sonst. Handwerk  16

 Technik  90

 IT  6

 Logistik  23

 Kaufleute  26

 Lebensmittel  484

 Hotel und Gaststätten  512

 Gesundheit  124
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9.  Inwieweit  ist  geplant,  auch  Ausbildungsberufe  außerhalb  der  Engpass-
 und Mangelberufe zur Verfügung zu stellen und in diese zu vermitteln?

 Förderfähig  sind  alle  betrieblichen  Erstausbildungen  in  Deutschland  in  einem
 staatlich anerkannten Ausbildungsberuf (siehe Antwort zu Frage 7).

 10.  Wie  viele  Vermittlungen  in  Ausbildung  bzw.  Arbeit  können  mit  dem  För-
 dervolumen des Programms insgesamt abgedeckt werden?

 Eine  belastbare  Aussage  über  das  Vermittlungspotential  kann  nicht  gemacht
 werden.  Bei  MobiPro-EU  handelt  es  sich  um  ein  Programm,  das  von  der  ange-
 botenen  Ausbildungs-  bzw.  Fachkraftstelle  ausgehend  die  Vermittlung  passen-
 der  Bewerberinnen  und  Bewerber  aus  dem  EU-Ausland  durch  Förderleistungen
 unterstützt.  Somit  ist  entscheidend,  wie  viele  Ausbildungs-  und  Beschäftigungs-
 angebote  Unternehmen  in  Deutschland  für  Interessierte  zur  Verfügung  stellen.
 Darüber  hinaus  ist  nicht  abschätzbar,  wie  groß  die  Bereitschaft  von  jungen
 Menschen  in  der  EU  ist,  eine  Ausbildung  oder  Beschäftigung  in  Deutschland
 aufzunehmen.  Das  Programm  hat  einen  modularen  Förderansatz,  der  individu-
 ell  sehr  unterschiedliche  Förderbedarfe  bedient.  Es  ist  nicht  prognostizierbar,  in
 welchem Umfang ein Einzelner Leistungen beantragt.

 Erste  Erkenntnisse  lassen  darauf  schließen,  dass  das  Programm  zurzeit  von
 mehr  Ausbildungsinteressierten  als  von  jungen  Fachkräften  wahrgenommen
 wird.

 11.  Existiert  nach  Kenntnis  der  Bundesregierung  eine  Untersuchung,  welche
 Berufe Perspektiven in den Herkunftsländern aufweisen?

 Wenn ja, was sind die zentralen Ergebnisse?

 Darüber liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

 12.  Welche  Dauer  eines  ausbildungsvorbereitenden  Praktikums  erachtet  die
 Bundesregierung  für  ausreichend  und  sinnvoll,  und  welche  genauen  In-
 halte sind für diese Praktika festgelegt?

 Es  wird  eine  Dauer  von  drei  Monaten  als  ausreichend  und  sinnvoll  erachtet.
 Längere  Praktika  sind  nicht  förderfähig.  Die  Entscheidung  über  die  Förder-
 fähigkeit  kürzerer  Praktika  erfolgt  nach  Prüfung  im  Einzelfall.  Intention  des
 Praktikums  ist  es,  dass  sich  Ausbildungsinteressent  bzw.  -interessentin  und
 Ausbildungsbetrieb  gegenseitig  kennenlernen  und  dem  Ausbildungsinteressen-
 ten  bzw.  der  -interessentin  ausreichend  Zeit  gegeben  wird,  sich  in  Deutschland
 kulturell  und  sprachlich  zu  akklimatisieren.  Darüber  hinaus  erhält  er  bzw.  sie
 die  Möglichkeit,  sich  ein  realistisches  Bild  des  gewählten  Ausbildungsberufes
 und der dualen Berufsausbildung in Deutschland zu machen.

 Zu  den  Praktikumszielen  zählen  die  Verbesserung  der  deutschen  Sprachkennt-
 nisse,  das  Kennenlernen  einer  anderen  Arbeitskultur  und  des  gewählten  Ausbil-
 dungsberufes,  das  Erlernen  neuer  Arbeitstechniken,  das  Kennenlernen  der
 Organisations-  und  Arbeitsabläufe  in  einem  Betrieb  in  Deutschland  sowie  der
 Erwerb persönlicher und interkultureller Kompetenzen.

 Durch  das  Praktikum  sollen  außerdem  der  Ausbildungsbetrieb  als  auch  der
 Ausbildungsinteressent  in  die  Lage  versetzt  werden,  eine  realistische  Entschei-
 dung  über  die  Begründung  eines  gemeinsamen  Ausbildungsverhältnisses  zu
 fällen.  Diese  „Vorbereitungszeit“  soll  auch  dazu  beitragen,  die  Zahl  von  Ausbil-
 dungsabbrüchen zu minimieren.
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13.  Hält  die  Bundesregierung  einen  achtwöchigen  Sprachkurs  im  Herkunfts-
 land  von  maximal  170  Unterrichtseinheiten  (1  Unterrichtseinheit  =
 45  Minuten)  für  ausreichend,  um  die  für  eine  Berufs-,  Ausbildungs-  bzw.
 Praktikumsaufnahme entsprechenden Sprachkenntnisse zu erwerben?

 Die  Interessenten  besitzen  in  der  Regel  nicht  die  Deutschkenntnisse,  die  für  die
 Arbeits-  bzw.  Ausbildungsaufnahme  und  die  soziale  Integration  in  Deutschland
 erforderlich  sind.  Vor  diesem  Hintergrund  bildet  die  Sprachförderung  einen  be-
 sonderen  Schwerpunkt  und  umfasst  den  gesamten  Projektzeitraum.  Der  Sprach-
 kurs  im  Herkunftsland  bildet  den  ersten  Baustein  in  einem  Sprachförderungs-
 konzept,  das  die  Fachkräfte  und  Auszubildenden  kontinuierlich  in  Beruf,  Prak-
 tikum und Ausbildung in Deutschland weiter begleitet.

 14.  Hält  die  Bundesregierung  einen  Sprachkurs  im  Herkunftsland  von  maxi-
 mal  170  Unterrichtseinheiten  (1  Unterrichtseinheit  =  45  Minuten)  und  vor
 Beginn  der  Ausbildung  von  maximal  85  Unterrichtseinheiten  für  aus-
 reichend,  um  den  sprachlichen  Anforderungen  des  Berufsschulunterrichts
 sowie der Arbeitsabläufe im Betrieb zu entsprechen?

 Auf  die  Antwort  zu  Frage  13  wird  verwiesen.  Darüber  hinaus  können  Auszubil-
 dende  während  der  Ausbildung  im  Rahmen  der  ausbildungsbegleitenden  Hilfen
 berufsschulbegleitenden  Sprachunterricht  und  Nachhilfe  zum  Berufsschulun-
 terricht  beantragen.  Die  ausbildungsbegleitenden  Hilfen  sollen  die  benötigte  be-
 sondere  Unterstützung  beim  Erlernen  von  Fachtheorie  und  Fachpraxis  sowie
 bei  der  Verfestigung  der  erforderlichen  Deutsch-  und  Fachsprachenkenntnisse
 geben.  Ziel  ist  ein  erfolgreicher  Abschluss  der  Berufsausbildung  in  Deutsch-
 land.

 15.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  die  Tatsache,  dass  sämtliche  Kosten,
 die  den  Antragstellenden  im  Herkunftsland  zur  Aufnahme  einer  Berufs-
 ausbildung  entstehen  –  das  betrifft  Kosten  für  Sprachkurse,  für  die  An-
 reise  zu  Bewerbungsgesprächen  und  zur  Aufnahme  von  Ausbildung  oder
 Praktikum  sowie  für  Umzüge  –  von  den  Antragstellenden  vorgeleistet
 werden müssen?

 a)  Sieht  die  Bundesregierung  in  diesen  Kosten  ein  Hemmnis  für  junge
 Menschen,  einen  Antrag  auf  Förderung  zu  stellen  bzw.  sich  für  eine
 Ausbildung oder Arbeit in Deutschland zu entscheiden?

 Das  Sonderprogramm  konzentriert  sich  auf  die  erfolgskritischen  Phasen  und
 neuralgischen  Problembereiche  der  Prozessketten  „Vermittlung  in  Arbeit“  und
 „Vermittlung  in  Ausbildung“.  MobiPro-EU  soll  bei  der  Überwindung  von
 Hemmnissen  und  vorhersehbaren  Problemen,  die  den  Rekrutierungs-  und  Ein-
 stellungsprozess  beeinträchtigen  (insbes.  Sprachbarrieren  und  Reisekosten),  un-
 terstützen.

 Die  Erfahrung  mit  EU-Programmen  zeigt,  dass  bei  den  besonders  kosteninten-
 siven  Sprachkursen  die  Sprachschulen  sowohl  im  Herkunftsland  als  auch  in
 Deutschland  teilweise  bereit  sind,  in  einem  gewissen  Umfang  in  Vorleistung  zu
 treten.

 Eine  erfolgreiche  Vermittlung  nach  Deutschland  und  die  Integration  in  das  neue
 soziale  und  Arbeitsumfeld  sind  dann  besonders  erfolgreich,  wenn  sich  um  den
 Auszubildenden  ein  Netzwerk  von  Unterstützern  bildet.  Erste  Erfahrungen  zei-
 gen,  dass  diese  Netzwerke  bei  Hindernissen  wie  der  Vorleistung  von  Kosten  für
 Reisen nach Deutschland unterstützen.
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b)  Wie  schätzt  die  Bundesregierung  die  finanzielle  Situation  junger
 arbeitsloser  Menschen  in  Europa,  vor  allem  in  Südeuropa,  generell
 ein?

 Da  die  Situation  von  jungen  Menschen  in  der  EU  –  auch  in  Südeuropa  –  sehr
 unterschiedlich ist, kann hierzu keine generelle Aussage getroffen werden.

 16.  Hält  die  Bundesregierung  die  Höhe  der  Anreisekostenpauschale  zur  Auf-
 nahme  einer  Berufsausbildung,  die  gleichzeitig  die  Umzugskosten  abde-
 cken soll, in Höhe von 500 Euro für ausreichend (bitte begründen)?

 Der  Umzug  zum  Antritt  einer  Ausbildungsstelle  in  Deutschland  ist  mit  Auf-
 wendungen  verbunden,  die  für  Jugendliche  aus  dem  Ausland  nicht  ohne  Weite-
 res  finanzierbar  sind.  Die  Förderleistung  soll  die  Anreise  und  den  Start  in
 Deutschland  erleichtern.  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  der  junge  Auszubil-
 dende  im  Gegensatz  zur  Fachkraft  über  keinen  eigenen  Hausstand  in  seinem
 Herkunftsland  verfügt  und  aus  diesem  Grund  geringere  Kosten  anfallen.  Bei  der
 Leistung handelt es sich um einen Zuschuss.

 17.  Hält  die  Bundesregierung  die  Höhe  der  Umzugskostenpauschale  zur  Auf-
 nahme  einer  qualifizierten  Arbeit  in  Höhe  von  890  Euro  für  ausreichend,
 und  welche  Gründe  gibt  es  für  die  Differenz  zur  Anreisekostenpauschale
 bei der Aufnahme einer Berufsausbildung (bitte begründen)?

 Die  Höhe  der  Pauschale  resultiert  aus  den  europäischen  Vergleichsberechnun-
 gen  und  Erfahrungen  des  EU-Programmes  „Your  first  EURES  Job“,  die  bei  der
 Programmentwicklung  von  MobiPro-EU  herangezogen  wurden.  Bei  den  Fach-
 kräften  geht  man  davon  aus,  dass  diese  im  Gegensatz  zu  den  Auszubildenden
 über  einen  eigenen  Hausstand  verfügen.  Bei  der  Leistung  handelt  es  sich  um
 einen Zuschuss.

 18.  Wie  sind  die  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmer  eines  auf  die  Aufnahme
 eines  Praktikums  vorbereitenden  Deutschsprachkurses  während  dieser
 Zeit finanziell abgesichert?

 Der  vorbereitende  Sprachkurs  ist  integraler  Bestandteil  des  Praktikums.  Wäh-
 rend  des  Sprachkurses  ist  vorgesehen,  dass  der  Betrieb  eine  Praktikumsvergü-
 tung  zahlt.  Darüber  hinaus  können  im  Rahmen  des  Förderprogrammes  Leistun-
 gen zur Sicherung des Lebensunterhaltes beantragt werden.

 19.  Inwieweit  sieht  die  Bundesregierung  durch  die  Anrechnung  der  Aus-
 bildungsvergütung  auf  die  Höhe  der  finanziellen  Förderung  im  Rahmen
 des  „MobiPro-EU“-Programms  eine  Gefahr,  dass  die  durch  den  Betrieb
 tatsächlich  gezahlte  Ausbildungsvergütung  sinkt  bzw.  die  Betriebe  bei  der
 Festsetzung  der  Vergütungshöhe  die  Förderungsleistungen  im  Rahmen
 von „MobiPro-EU“ berücksichtigen?

 Auszubildende  müssen  gemäß  §  17  des  Berufsbildungsgesetzes  eine  angemes-
 sene  Ausbildungsvergütung  erhalten,  die  mit  den  Ausbildungsjahren  ansteigt.
 Die  Höhe  der  Ausbildungsvergütung  wird  bei  den  meisten  Auszubildenden
 durch  Tarifverträge  festgelegt.  Wenn  kein  Tarifvertrag  existiert,  so  ist  nach  der
 Rechtsprechung  des  Bundesarbeitsgerichts  eine  Ausbildungsvergütung  nur
 dann  angemessen,  wenn  sie  mindestens  80  Prozent  der  branchenüblichen  tarif-
 lichen  Vergütung  beträgt.  Diese  Regelungen  gelten  auch  im  Rahmen  des  Son-
 derprogramms.  Die  Gefahr  von  Mitnahmeeffekten  auf  Seiten  der  Unternehmer
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besteht  daher  aus  Sicht  der  Bundesregierung  nicht.  Zudem  wird  auch  im  Rah-
 men  der  Berufsausbildungsbeihilfe  nach  dem  SGB  III  die  Ausbildungsvergü-
 tung angerechnet.

 20.  Welchen  Einfluss  nimmt  die  Bundesregierung  auf  die  Einhaltung  tarif-
 licher Standards während der Ausbildung bzw. Beschäftigung?

 Verstöße  gegen  tarifvertragliche  Ansprüche  können  die  Betroffenen  ggf.  vor
 den  Arbeitsgerichten  geltend  machen.  Gemäß  §  8  des  Tarifvertragsgesetzes
 (TVG)  sind  die  Arbeitgeber  verpflichtet,  die  für  ihren  Betrieb  maßgeblichen
 Tarifverträge  an  geeigneter  Stelle  im  Betrieb  auszulegen.  Gemäß  §  16  der  Ver-
 ordnung  zur  Durchführung  des  TVG  erteilt  das  Bundesministerium  für  Arbeit
 und  Soziales  auf  Anfrage  Auskunft  über  die  Eintragungen  im  Tarifregister.
 Über  den  Inhalt  von  Tarifverträgen  informieren  auch  die  jeweiligen  Tarifver-
 tragsparteien.

 21.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  ihr  Engagement  zur  Erhöhung  der
 Mobilität  bzw.  Rekrutierung  von  Auszubildenden  und  jungen  Arbeitslo-
 sen aus Europa?

 Die  Förderung  der  Mobilität  innerhalb  der  EU  ist  aus  Sicht  der  Bundesregie-
 rung  ein  wichtiger  Aspekt  zur  Stärkung  des  europäischen  Arbeitsmarktes.  Der-
 zeit  machen  erst  wenige  EU-Bürgerinnen  und  Bürger  von  ihrem  Recht  auf  Frei-
 zügigkeit  Gebrauch.  Durch  eine  verbesserte  Mobilität  kann  beschäftigungspoli-
 tischen  Herausforderungen  in  der  EU  wie  z.  B.  der  hohen  (Jugend-)Arbeits-
 losigkeit in Südeuropa begegnet werden.

 Die  Bundesregierung  setzt  sich  auf  allen  Ebenen  für  eine  Verbesserung  der  Mo-
 bilität  insbesondere  junger  Menschen  innerhalb  der  EU  ein.  Die  Bundesregie-
 rung  unterstützt  Maßnahmen  auf  europäischer  Ebene  und  flankiert  europäische
 Initiativen  mit  Maßnahmen  zum  Abbau  von  Mobilitätsbarrieren  auf  nationaler
 Ebene sowie mit eigenen Mobilitätsprogrammen.

 22.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  ihr  Engagement,  in  Deutschland  le-
 bende  junge  Menschen  ohne  abgeschlossene  Berufsausbildung  in  Ausbil-
 dung zu integrieren?

 23.  Inwieweit  kommen  nach  Auffassung  der  Bundesregierung  die  in
 Deutschland  lebenden  jungen  Menschen  zwischen  20  und  29  Jahren
 (bzw.  bis  einschließlich  34  Jahre)  ohne  abgeschlossene  Berufsausbildung
 für  eine  Ausbildung  in  Frage,  und  welche  Aktivitäten  unternimmt  die
 Bundesregierung derzeit für diese Personengruppe?

 Für  die  Bundesregierung  sind  die  Aus-  und  Weiterbildung  zentrale  Elemente
 der  Arbeitsmarktpolitik  und  von  großer  Bedeutung  für  die  aktuelle  und  künftige
 Fachkräftesicherung  in  Deutschland.  Die  Bundesregierung  engagiert  sich  daher
 in  vielfältiger  Weise  mit  dem  Ziel,  die  Fachkräftebasis  u.  a.  durch  eine  ver-
 stärkte  Aus-  und  Weiterbildung  zu  sichern.  Nähere  Ausführungen  dazu  (Fach-
 kräftekonzept  der  Bundesregierung,  gesetzliche  Weiterentwicklung  der  Weiter-
 bildungsförderung,  Initiative  zur  Erstausbildung  junger  Erwachsener,  Fortfüh-
 rung  des  Ausbildungspakts,  Fachkräfte-Offensive)  sind  der  Antwort  der  Bun-
 desregierung  vom  28.  März  2013  auf  die  Kleine  Anfrage  der  Fraktion
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  betreffend  „Junge  Menschen  ohne  Berufs-
 abschluss“  (Bundestagsdrucksache  17/12967,  insbesondere  zu  den  Fragen  10
 und 11) zu entnehmen.
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24.  In  welchen  reglementierten  Engpassberufen  werden  die  Kosten  für  ein
 Anerkennungsverfahren  in  Höhe  von  1  000  Euro  übernommen,  und  ist
 eine  Kostenübernahme  von  bereits  in  Deutschland  lebenden  EU-Bürgern,
 die  ihre  Qualifikationen  in  einem  dieser  Berufe  anerkennen  lassen  wollen,
 angedacht?

 Förderfähig  in  Bezug  auf  die  Übernahme  der  Kosten  des  Anerkennungsverfah-
 rens  bis  zu  1  000  Euro  sind  die  reglementierten  Engpassberufe.  Dazu  zählen
 z.  B.  examinierte  Gesundheits-  und  Krankenpfleger,  examinierte  Altenpfleger
 sowie Humanmediziner.

 Das  Sonderprogramm  soll  unter  anderem  einen  Beitrag  gegen  die  Jugendar-
 beitslosigkeit  in  der  EU  leisten.  Personen,  die  sich  bereits  seit  längerer  Zeit  in
 Deutschland  aufhalten,  fallen  nicht  unter  den  förderfähigen  Personenkreis.  Aus-
 genommen  hiervon  sind  Personen,  die  sich  erst  seit  kurzem  zur  Arbeitssuche  in
 Deutschland  aufhalten.  Dies  gilt  für  Antragstellerinnen  und  Antragsteller  mit
 einem  im  Herkunftsland  erworbenen  gültigen  Leistungsanspruch  auf  Fortzah-
 lung  von  Arbeitslosengeld  (Portable  Document  U2)  im  Sinne  des  Artikels  64
 der  VO  EG/883/2004  oder  Antragsteller,  die  sich  im  Sinne  des  Artikels  6  der
 Richtlinie  2004/38/EG  (Freizügigkeitsrichtlinie)  zum  Zwecke  der  Arbeitssuche
 seit längstens drei Monaten in Deutschland aufhalten.

 25.  Unter  welchen  Kriterien  werden  junge  Menschen  im  Rahmen  des  Pro-
 gramms  „MobiPro-EU“  durch  ausbildungsbegleitende  Hilfen  unterstützt?

 a)  Welche Institutionen bieten ausbildungsbegleitende Hilfen an?

 b)  Welche  Qualifikationen  müssen  die  Beschäftigten,  die  diese  ausbil-
 dungsbegleitenden  Hilfen  anbieten/ausführen,  vorweisen,  und  wie  wer-
 den sie vergütet?

 Die  Förderkriterien  bezüglich  der  ausbildungsbegleitenden  Hilfen  im  vorlie-
 genden  Sonderprogramm  werden  derzeit  für  den  Ausbildungsstart  im  Herbst
 2013 erarbeitet.







Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


